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Sechster Jahrgang.

Mittwoch , 9 . September . 1848 . M TL.
Aus der Nationalversammlung.

Von H. Rüder.

(Fortsetzung.)

Frankfurt, den 3l . August 1848.
Soll ich versuchen, für die politischen Gedanken

der angedeuteten Parteien Formeln zu finden, so muß
ich bcvorwortcn, daß eine völlig scharfe Bezeichnung
kaum möglich ist. — Die drei Fractionen der linken
Seite enthalten Männer, welche eine gewaltsame so¬
ciale Umwälzung durch ganz Europa und die Ein¬
führung der einen und untheilbarcnRepublik anstre-
bcn und für das Ziel der jetzigen Bewegung, die
Liebe zum Waterlande aber für eine Beschränktheit
erklären. Diese reichen der rvthen Republik offen
die Hand und erklären Pflastersteine und Flintenku¬
geln für die besten Argumente gegen ihre dickköpfigen
Widersacher. Sie enthalten aber auch solche Män¬
ner, welche die Berechtigung der National-Versamm-
lung, auch das ihren Wünschen nicht Entsprechende
zu beschließen, vollkommen anerkennen und nur dann
wieder „zu den Waffen" rufen werden, wenn sie sich
überzeugen, daß die Majorität sich vom Volke und
seinem Willen lossagt. Die Republik, mindestens in
der Spitze des deutschen Bundesstaates, ist wohl das
Ziel Aller, die sich mit klarem politischen Bewußt¬
sein von dem linken Centrum unterscheiden. Dies
letztere enthält wesentlich diejenigen Anhänger der
Vvlkssouverainetät, in deren Augen die Monarchie
etwas Zufälliges, nur die den jetzigen Forderungen

entsprechende Staatsform ist. Das rechte Centrum
will die konstitutionelle Monarchie als die beste
Staatsfvrm für Deutschland. Es hält am festesten
an dem Grundsätze, daß sich die Versammlung in
der Verfassungs- Arbeit möglichst wenig stören lassen
solle. Beide letztgenannte Parteien sind darüber einig,
daß die verfassunggebende Reichsversammlung berech¬
tigt sei, selbstständig die deutsche Gesammt- Verfas¬
sung zu bezeichnen, unbeschadet des Rechts, sich bei
Einführung derselben des Weges des Vertrags mit
den Regierungen der Einzelnstaaten zu bedienen. —
Auf der rechten  Seite finden wir endlich Anhän¬
ger des dynastischen Particularstaates neben soge¬
nannten Ultramontanen. Auch sie wollen die kon¬
stitutionelle Monarchie, meistens aber betrachten sie
das konstitutionelle Wesen wohl nur als ein nvth-
wcndigcs Uebcl. Vielleicht ist niemand in dieser
kleinen Fraktion von etwa 40 Mitgliedern, der Re-
actionair in dem Sinne wäre, daß er den alten Zu¬
stand ganz zurückwünschte; doch ist vielen das Rad
der Bewegung schon zu weit gerollt, als daß sie
nicht eine Bewegung rückwärts wünschen und erstre¬
ben sollten. — Einzelne Namen könnten an dieser
Formulirung irre machen; namentlich finden sich im
rechten Centrum etwa 12 Männer , die nach rechts,
und eben so viel, die mehr nach links hin zu gehö¬
ren scheinen. Vielleicht ist nahe bevorstehendenPar¬
teikämpfen die Zurcchtstellung dieser Vorbehalten. —
Eine ministerielle Partei und antiministcrielle Par¬
teien giebt es eigentlich nicht. Gerade das rechte



Centrum , auS dessen Mitte das jetzige Rcichsministe-
rium zu meist gebildet ist , will von der Nothwen-
digkeit einer compakten ministeriellen Partei am we¬
nigsten wissen . Da diese Partei daS Verfassungs¬
werk als Hauptsache betrachtet , bei dem (nach dem
Gesetz vom 28 . Juni ) die Centralgewalt nicht mit¬
zuwirken hat , ist das ganz konsequent . Die Mini¬
ster Schmerling , Heckscher und v . Beckerath und die
Unter -Secretaire v . Würth , Bassermann , M . Gagern,
Mathy und Mevisscn , welche dieser Partei angehören,
erfahren im Club derselben eine offne Kritik ihrer
Regierungs -Handlungen , aber man wird , so lange man
den bisherigen guten Willen steht , die Kritik in der
Paulskirche vermeiden . Ob das linke Centrum die¬
selbe Haltung bewahren wird , ist abzuwarten . Bei
Bildung des Ministeriums ist man auf dieser Seite
auf Ehrgeiz und Eifersüchteleien gestoßen , die fast
daran zweifeln lassen . Fahren die größeren Einzeln¬
staaten fort , dem Ministerium eben so viel Schwie¬
rigkeiten zu bereiten , als die Verhältnisse zum Aus¬
lande von selbst darbicten , so könnte man vielleicht
ein Ministerium erleben , mit einem Manne an der
Spitze , der unter dem Abel ' schen Regiment «: in Baiern
rasch gestiegen und geadelt ist, und der neulich seinen
Adel mit Eclat auf den Altar des Vaterlandes nie-
dcrlegte . Mir würde ein solcher Wechsel nicht als
ein Fortschritt zum Bessern erscheinen , obgleich ich
gegen manche Mängel nicht blind bin.

Die entscheidendsten Abstimmungen der letzten
zwei Monate haben bei Gelegenheit des Gesetzes
über Einführung einer provisorischen Central¬
gewalt  für Deutschland und bei der ersten Bera¬
tung der Grundrechte  des deutschen Volkes Statt
gefunden . Bezüglich des erstem Gegenstandes hatte
ich einen von dem des Ausschusses abweichenden
Antrag , der sich näher an die bisher bestehende
Bundesorganisation anschloß , entworfen und einigen
politischen Freunden vorgelcgt . Da ich mich aber
überzeugte , daß er auf eine Mehrheit nicht rechnen
könne , vermied ich es , denselben nur einzubringen,
um nicht die Meinungen noch mehr zu spalten.
Nach diesem Entschlüsse habe ich in dieser Angele¬
genheit überall den Anträgen zugestimmt , welche die
Mehrheit erlangten . Namentlich habe ich auch gegen
die Verpflichtung der Centralgewalt zur Vollziehung
der Beschlüsse  der National - Versammlung ge¬

stimmt . Meine Absicht war,  und gewiß die der
Mehrheit , die Vollziehung der in aller Form bcra-
thenen Gesetze  der Centralgcwalt zur Pflicht zu
machen ; eben so die der sonstigen Beschlüsse , nach¬
dem sie vergebens dagegen ein Veto eingelegt , also
eine zweite Berathung veranlaßt haben würde . Der
Formalismus der Linken verhinderte , daß derartige
Fragen gestellt wurden , und so mußte jeder gegen
die allgemeinere Verpflichtung stimmen , der Dieselbe
nicht im ganzen Umfange ausgesprochen wissen wollte.
Letzteres auszusprechcn fand ich aber bedenklich , weil
die der Zeitcrsparung wegen in Bausch und Bogen
votirte Geschäftsordnung der National -Dcrsammlung
nicht gegen übereilte Beschlüsse sichert , solche aber,
namentlich in den auswärtigen Angelegenheiten , un¬
wiederbringliche Verluste nach sich ziehen können.
Vielleicht findet sich eine Gelegenheit , bei dem Ge¬
setze über Verantwortlichkeit der Minister die so ent¬
standene Lücke auszufüllen . Ich habe mit der Mehr¬
heit des Ausschusses darauf angetragen , verkenne
aber nicht , daß die Zulässigkeit einer solchen Acnde-
rung dann mit Recht zu bezweifeln ist , wenn das
Ministerium des Reichsverwescrs sich gegen dieselbe
erklären sollte . — Ich habe meine Stimme aus voller
Uebcrzeugung dem Erzherzoge Johann gegeben . Hätte
ich aber auch irgend einen Mann in Deutschland
gewußt , der mir des Platzes würdiger geschienen
wäre , so würde ich doch für den Erzherzog gestimmt
haben , weil nur für diesen eine große Mehrheit zu
erlangen war , und eine Spaltung der Abstimmenden
nur das moralische Ansehn vermindert hätte , das dem
Erwählten so besonders nöthig war . Fast ganz
Deutschland , und insonderheit auch Oldenburg in
verschiedenen Addressen und öffentlichen Kundgebun¬
gen , hat diese Wahl gebilligt . Es wäre daher über¬
flüssig , sie weiter zu rechtfertigen.

(Die Fortsetzung folgt .)

Landtagsverhandlungen *) .
Den 2 . September.

Die Legitimation der Birkenfeldcr Abgeordneten,
wie überhaupt die Stellung des Fürstenthums Bir-

' ) Wir werden fortan ähnliche summarische Berichte über
die Thätigkeit der Stände bringen , wo möglich in jeder Num¬
mer . Ausführlicher können wir sie bei dem Umfange und dem
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kenfeld zum Großherzogthum kam heute von Neuem
zur Berathung . Die Sache gedieh nicht zum Schluffe,
sollte aber eine der ersten Fragen sein , mit der man
sich nach Beendigung der Vorarbeiten weiter beschäf¬
tigen wollte , um über die Stellung jener Abgeord¬
neten gleich zu Anfänge ins klare zu kommen.

Hinsichtlich der Beurlaubung des Dr . Böcke!
hatte die Regierung die Beurtheilung der Frage un¬
ter Ucberreichung aller darüber verhandelten Akten¬
stücke vertrauensvoll in die Hände der Kammer ge¬
legt . Sie entschied sich für die Beurlaubung . Wir
wollen diesen Beschluß nicht tadeln , sondern nur be¬
merken , daß für einen gegcnthciligen Beschluß uns
eben so triftige Gründe vorzuliegcn schienen.

Weiter beschäftigte sich die Kammer in einer lan¬
gen unerquicklichen Debatte mit dem Druck der Pro¬
tokolle , und endlich ward eine s. g . Verfassungskom¬
mission aus 9 Mitgliedern gebildet , welche zunächst
diejenigen Gegenstände bezeichnen sollle , für welche
besondere Kommissionen zu bestellen sein möchten.

Den 4 . S eptember.
Als besonders zu bildende Kommissionen wurden

vorgcschlagen:
1. eine Kommission von 7 Personen für die vor¬

kommenden und mit der Aufgabe der Stände in
Verbindung stehenden Finanzsachen;

2 . eine Komm , für die Grundrechte , Justizpslcge
und die „ allgemeinen Bestimmungen " des Entwurfs;

3 . eine Komm , von 7 P . für Kirchen - Schul¬
kind Gcmcindcsachcn.

Der von der Regierung den Ständen „ zur be¬
liebigen Benutzung " übergebene Entwurf einer Ge¬
schäftsordnung ward nach dem Ergebnisse der darauf
folgenden Berathung , soweit die Sache heute gedieh,
mit einigen Abänderungen angenommen . Mit Recht
verwarf die Kammer den Antrag eines Abgeordneten
(Selckmann ) , wornach der Regierung nie die Befug-
niß zustehen sollte , den Aufschub einer Beschlußfas¬
sung bis zur folgenden S tzung zu begehren . Mit
den dafür entwickelten allgemeinen freiheitlichen Ideen,

seltenen Erscheinen res Blatts nicht wohl geben . Die Proto¬
kolle und die Bremer Zeitungen , deren Berichte täglich erschei¬
nen , sind wohl den meisten Lesern der N . Bl . zur Hand . Da¬
gegen werden die N . Bl . thcils vorbereitend besprechende, thcils
rückblickcnde Artikel bringen . D . Red.

so sehr sie auch den Schein für sich haben , ist diese
Frage nicht abgethan . Sie muß von der rein prac-
tischcn Seite beurtheilt werden . Die Regicrungs-
Eommissare können in einzelnen Fällen die erheblich¬
sten Gründe für einen solchen Aufschub haben , ohne
jedoch , vielleicht wegen mangelnder Instruction , im
Stande zu sein , damit gleich hervvrzutreten , oder
ohne auch die Hoffnung hegen zu dürfen , mit den¬
selben gegenüber einer augenblicklich erregten Ver¬
sammlung durchzudringen . Wir wünschen aufrichtige
Freiheit und Fortschritt , aber wir möchten auch gegen
das Ueberstürzen einer reinen  Volkskammer einige
Garantien haben.

Der Beschluß , daß stets geheim gestimmt werden
soll , macht der Gesinnung der Abgeordneten alle
Ehre ; ob aber ihrer politischen Weisheit ? Zn einzel¬
nen Fällen sprechen dafür unabweisliche psychologi¬
sche Gründe.

Zu bemerken haben wir noch , daß einige Land-
leute mit Recht gegen den Gebrauch der Fremdwör¬
ter in der Kammer eiferten . Es fand dies großen
Beifall , ward aber gleich darauf von verschiedenen
Mitgliedern nicht beachtet.

Den 5 . September.
Heute beschäftigte sich der Landtag zuvörderst mit

der Frage über Bildung der verschiedenen Commis¬
sionen . Die Wahl ward noch ausgesetzt , bis erst
mehr Personalkenntniß erlangt sei.

Regierungsseitig wurde angezeigt , daß dem v >.
Böckel Urlaub crthcilt sei und das Einberufungs¬
schreiben bereits in seinen Händen sich befinden würde.

Sodann ward die in voriger Sitzung noch nicht
vollendete Debatte über die Geschäftsordnung wieder
ausgenommen . Bei dieser Gelegenheit entstand ein
heftiger Streit über die Frage , ob jemals eine Si¬
tzung geheim gehalten , und zwar , ob die Kammer
auch nur beschließen dürfe , daß eine geheime vertrau¬
liche Besprechung über einen vorkommenden Gegen¬
stand stattfinden solle . Man begreift zwar schwer,
wie cs möglich ist , daß man je diese Befugniß der
Kammer bezweifeln kann . Gleichwohl wurden über
diese Frage viele Reden gehalten , bei denen sich
fast alle Mitglieder der Versammlung betheilig-
ten . Das Publikum hörte mit der gespanntesten
Aufmerksamkeit zu , die Debatte war auch höchst in¬
teressant , nur erregte eS unbehagliche Empfindungen,
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zu sehen, daß so manche Reden blos dem Publikum,
nicht der Sache zum Besten gegeben wurden. Die
Herren geriethen heftig aneinander. „Das ganze
Vcrfassungswcrk steht in der Lust, der Boden, auf
dein wir stehen, wankt, und alles Vertrauen ist ver¬
loren, wenn wir auch nur die Möglichkeit einer ge¬
heimen Sitzung gestatten", bemerkte ein Abgeordneter.
Dagegen bemerkte von Thünen: daß er nicht nöthig
habe sich in Tiraden über Freiheit u. s. w. zu er¬
gehen, weil sein ganzes bisheriges Leben eine Bürg¬
schaft für sein aufrichtiges Streben nach Freiheit sei.
Er hob besonders den praktischen Gesichtspunkt her¬
vor, wornach in besonder» Fällen, so in Finanzan-
gelegenhciten eine geheime Sitzung nothwendig wer¬
den könnte. Auch andere Redner, wie Ehrentraut,
Dannenberg, Kitz bemerkten, daß das Reich der Mög¬
lichkeiten so groß sei, daß man unmöglich von vorn herein
bestimmen dürfte, es sollen keine geheimen Sitzungen
Statt finden. — Der Gegenstand ward mit solcher
Wichtigkeit und Heftigkeit verhandelt, daß man sogar
eine namentliche Abstimmung darüber verlangte. Nach
dem Ergebnisse derselben wollten die Abgeordneten
Naeher, Görlitz, Brader, Wibell., Hvyer, v. Lindern,
Luersscn, Lindemann, Selckmann, Bredemeier, Crvne,
Ferncding und Koncrding jede geheime Sitzung aus¬
geschlossen wissen, was jedoch die übrigen Abgeord¬
neten verwarfen.

Das Betrübendsie aber war, daß der Abgeordnete
Wibel I. erklärte, sic, d. h. er und seine Parthei
(welche Abgeordneten bilden diese?) würden nicht an
geheimen Sitzungen Theil nehmen. Da haben wir
eine Sonderbündlerei in bester Form. Das Recht
der Majorität wird also von diesen Herren nicht an¬
erkannt — wenn ein Beschluß ihnen mißfällt. Die
Erklärung oder vielmehr Drohung wurde auch mit
gebührendem Unwillen vernommen.

Die Verhandlung über diese Zeitfrage ließ eine
gewisse Abspannung zurück und es konnten außer der
Geschäftsordnung keine weitere Angelegenheiten mehr
in Angriff genommen werden.

Den 6. September.
Zn die Finanzkommission wurden gewählt: Linde¬

mann, v. Thünen, Naeher, Pancratz, Bargmann,
v. Buttel, Brader.

Der Abgeordnete Kitz erstattete Bericht über die
Birkcnfelder Frage. Die Birkenfelder Abgeordneten
ließen dadurch erklären, daß sie zwar nicht in einer
bloßen Personal-Einheit mit Oldenburg stehen, aber
auch nicht zu einer bloßen Provinz von Oldenburg
herabsinken wollen. Sie verlangen, daß das gegen¬
seitige Verhältniß im vertragsmäßigen Wege festge¬
stellt werde. Der Berichterstatter setzte näher aus¬
einander und begründete durch Urkunden, daß das
staatliche Verhältniß Birkenfclds zu Oldenburg bis¬
her eine reine Personal-Union gewesen, daß das Für¬
stenthum Birkenfeld lediglich vom Herzoge Peter Fr.
Ludwig und dessen Erben und Nachkommen, nicht
aber vom Herzvgthum Oldenburg erworben sei. Er
beantragte zunächst die Verweisung der Sache an die
Derfassungskommission.

Es entspann sich über diese Sache eine sehr leb¬
hafte Debatte, an der sich die Hauptredner bethcilig-
ten. Viel Beifall erntete bei dieser Gelegenheit die
Rede des Advokaten Wibel II ., wegen ihres anspre¬
chenden gemüthvollcnInhalts , obwohl eS bei der
obschwebcnden Frage lediglich auf die staatsrecht¬
liche Darlegung der Verhältnisse ankam. Schärfer
und practischer faßte diese der Pastor von Lindern
zusammen, obgleich sein Vortrag nicht so gewürdigt
wurde, wie er es verdiente. Das Publikum scheint
immer Beifall zu spenden, wenn ein Redner warm
wird, wie auch sonst der Inhalt der Rede beschaffen
sein mag. In der Wärme liegt freilich die psycholo¬
gisch begründete Kraft und Gefahr eines rednerischen
Vortrags. Das Verhältniß zwischen Birkcnfeld und
Oldenburg festzustellcn ist übrigens eine Aufgabe zum
Verzweifeln. Staatsrechtlich ist offenbar nur eine
Personal-Union vorhanden, aber wie will man die
hieraus zu ziehenden Konsequenzen beherrschen?

Die Frage ward nach dem Ergebnisse der Debatte
zuvörderst an eine besondere Kommission verwiesen,
zu deren Mitgliedern Wibel I., Wibel II ., Greverus,
Dölckers und Selckmann gewählt wurden.

Schließlich erstattete noch die Verfassungskommis¬
sion Bericht über die sieben ersten Artikel des Ent¬
wurfs. Die Zeit war schon zu sehr vorgerückt, um
noch hierüber verhandeln zu können.

Rcdactcur: I . Bartelmann. — Vertag und Schnellprcffcndruckvon Gerhard Stalling in Oldenburg.

Hierzu ein Beiblatt.



DtidlaUMRr. 72. der Neuen Mtter
vom 9. September l848.

Petition an die Stände , die Volksbewaffnung
betreffend.

Hohe Versammlung!
Am 16. April d. Z. trat hier eine Anzahl Män¬

ner aus dein ganzen Lande zusammen, um sich in
Sachen der Volksbewaffnung zu berathen, und wählte,
um dieselbe anzubahnen, eine Commission nach Stim¬
menmehrheit. Diese bestand aus

Hauptmann Lehmann,
Hvsrath Wibel,
Gürtler Sonnewald,
Obcrlieutenantvon Wedderkop,
Advokat Cropp.

Im Laufe der Zeit traten aus:
Oberlieut. v. Wedderkop wegen AuSmarschcS

nach Schleswig,
Advokat Cropp als Abgeordneter zur Nativ-

nal-Vcrsammlung.
Tie Commission ergänzte sich durch Zuziehung

des Collab. Bartelmann und v. Alten's, welcher Letz¬
terer indeß anderweitiger Verhältnisse wegen wieder
zurücktrat.

Die Commission betrachtete ihre Existenz nur als
eine provisorische und ihre Thätigkeit als eine die
Volksbewaffnung vorbereitende.

Der erste Gesichtspunkt, den die Commission, ih¬
rer Aufgabe gemäß, inS Auge zu fassen hatte, war
die Waffe. Sie gab daher einer Fabrik in Lüttich
auf, ein Mvdcllgewehr zu bauen. Da dasselbe aber
nicht befriedigend nach der Vorschrift ausgefallen war,
so wurde an demselben unter Leitung des Haupt¬
manns Lehmann das Erforderliche verändert und hin-
zugefügt.

AlS Grundsatz bei der Bestimmung dieses Mvdcll-
gewehrs stellte die Commission fest: dasselbe müsse
gleiches Kaliber und gleiches Piston mit dem Gewehr
unserer Truppen haben, damit cs mit demselben ge¬
meinschaftlich, allenfalls durcheinander gebraucht wer¬
den könne. Ferner entschied sich die Commission für
das Spitzkugelgewchr, nicht allein weil auch unsere

Truppen damit bewaffnet sind, sondern auch besonders
seiner evidenten Wirkung wegen, und weil voraussicht¬
lich im Laufe der Zeit die bisherige Kugel ganz ver¬
schwinden wird, bis dahin aber alle Truppen, welche
Spitzkugelgewehre führen, in außerordentlichem Vor¬
theile sind. Es würde zu weit führen, sollten hier
alle Vortheile der Spitzkugel aufgeführt werden: nur
I» viel sei gesagt, daß daS Spitzkugelgewchr auflOO
Schritt noch mehr Treffer gibt, als das gewöhnliche
auf 150 Schritt. Als Beispiel mögen die von Haupt¬
mann Lehmann angcfertigten Scheibenbildcr, die bci-
gelegt sind, dienen. Sie stellen auf den vorder»
Bildern die Schüsse von vier alten würtembergischen
Gewehren dar ; auf den andern die Schüsse derselben
Gewehre, nachdem sie zu Spitzkugclgewchrcn umge-
arbeitet waren.

Nachdem die Commission sich über die Construc-
tion geeinigt hatte, machte sic dieselbe durch die An¬
zeigen bekannt, und forderte die.Wehrmänner- Verei¬
nigungen auf, Bestellungen solcher Gewehre bei der
Commission zu machen. Zn Folge dieser Bekannt¬
machung wurden aus dem Lande theils für Bürger¬
wehr-Compagnien, theils von einzelnen Wehrmännern
im Ganzen 625 Gewehre für (einstweilen) eigene
Rechnung bestellt.

Auf eine in den gelcsensten Zeitungen ergangene
Aufforderung der Commission an alle deutschen Gc-
wchrfabriken, Bedingungenzur Uebernahme der Lie¬
ferung von Waffen cinzusendcn, erfolgte keine Ant¬
wort. Die Commission sah sich daher genöthigt, an
eine Fabrik zu Lüttich sich zu halten, und sendete
daher derselben das Modellgewehr, mit der Aufgabe,
vorläufig 325 Stück nach demselben anzufcrtigcn.
Die Fabrik aber weigert sich jetzt, zu dem erst fest-
gestellten Preise von 11 -P 5 Sgr . pr. Stück die
Gewehre zu liefern, fordert 1'/? H mehr und will
sich nicht auf bestimmte Lieferungszeit einlassen. Der
Preis ist, besonders unter Berücksichtigung der Um¬
stände, wenn die Gewehre modellgemäß geliefert
werden, noch immer als ein sehr billiger zu betrach-
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tcn . Indeß die Commission konnte für sich diese
Preiserhöhung nicht bewilligen.

Die Commission hält cs nun für ihre Pflicht,
der hohen vereinbarenden Ständekammer die Dring¬
lichkeit der Volksbewaffnung ans Herz zu legen . Cs
bedarf nicht deS Beweises , daß die Freiheit des Vol¬
kes die Wehrhaftigkeit der Bürger zur Grundlage
hat . Dieser Grundsatz ist von der Nativnal -Versamm-
lung anerkannt worden , und cS handelt sich nur noch
um seine Verwirklichung . Denn daß auch unsere
Mitbürger von der Nolhwcndigkeit der Volksbewaff¬
nung überzeugt sind , davon , wie von ihrem Eifer für
die große Sache , hat die Commission unumstößliche
Beweise.

Die Entscheidung über die Frage , ob der Einzelne,
oder die Gemeinde , oder der Staat die Kosten der
Bewaffnung tragen solle , ist für den Augenblick
gleichgültig . Zwar scheint es der Commission , als
ob das Land geneigt sei, daß der Staat dieselben be¬
streite : aber mag die Entscheidung darüber ausfallen
wie sic wolle , die Waffen müssen zunächst in größeren
Quantitäten beschafft werden , und diese Beschaffung
kann nur der Staat übernehmen . Daß aber die Be¬
stellung der Gewehre nicht früh genug geschehen kann,
leuchtet ein . Selbst bei der schleunigsten Bestellung
wird die Ablieferung immer lange Zeit erfordern.

Unsere Bitte an die hohe Versammlung ergeht
daher dahin:

Die hohe Versammlung möge die Negierung
durch Bewilligung des nöthigcn Crcdits in
Stand setzen , baldmöglichst die zur Volksbe¬
waffnung erforderlichen Gewehre zu beschaffen.

Tic Commission hat cs, wie oben gezeigt , schwer,
ja unmöglich gesunden , im In - und Auslände Wcif-
fenfabrikcn zu finden , die sich in diesem Augenblicke
zur Lieferung bedeutender Quantitäten von Waffen
und in bestimmten Fristen verpflichten könnten . Viel¬
leicht gelingt cS der Regierung damit besser. Soll¬
ten aber auch deren Bemühungen scheitern — und fast
müssen wir cs bei der Ucbcrzahl der Bestellungen
befürchten — , so wäre vielleicht die Anlage einer
Gewchrfabrik im Oldenburger Lande in Aussicht zu

nehmen , ein Unternehmen , zu dessen dauerndem und
lohnendem Betriebe bei dem Mangel solcher Fabri¬
ken in Nvrddeutschland gegründete Hoffnung zu sein
scheint.

Oldenburg , 6 . September 1848.

Die Volksbewaffnungs - Commission.
Lehmann . Sonnewald . Wibcl . Bartelmann.

Die Commission legt mit der Veröffentlichung
ihrer Petition an die Stände zugleich dem Publikum
Rechenschaft über ihre bisherige Thätigkeit ab.

Landtagsverhandlungen.

Den 7 . September.
Regierungsseitig wurde » hcutc Eröffnungen gemacht über

eie geschehene Erwerbung der verschiedenen Landesthcilc mW
die dadurch entstehende Möglichkeit eines künftigen AuScinan-
dcrfallcnS derselbe », indem eben die Verschiedenheit in der Er¬
werbung auch eine Verschiedenheit in der Vererbung nach sich
zöge. Die Versammlung hielt fest am Princip der Staatsein-
hcit und erklärte zum ständischen Protokoll , daß bei der Er¬
richtung der Verfassung kein agnatischcS Einspruchsrecht als
zulässig erachtet werden könne . Ucbcr das Recht der Agnaten
entstand eine lange und interessante Debatte , in deren Folge
die Negicrungs -Proposition , in der man (vielleicht mit Unrecht)
eine Wahrung der agnatischcn Ansprüche zu erblicken glaubte,
verworfen wurde . Wir sind vollkommen mit der Versammlung
daun einverstanden , daß bei unserem Vcrfassungöwerk die Ag¬
naten nichts drei » zu reden haben . Wenn aber die Versamm¬
lung auch das Erb folg  erccht der Agnaten nur kurzweg bre¬
chen zu können , wenn sie, gleich als bestände hier ei» Wahlreich,
bestimmen zu dürfen glaubte , von wo an die NegicrungSnach-
folge sich erst datiren solle , was morgen weiter zur Sprache
komme » wird , so mag freilich der Staatsrcchts -Kundige bedenk¬
lich den Kopf schütteln und die Versammlung daran erinnern,
daß wir in einer Erbmonarchic leben , in der die Erbfolgcrcchtc
ein Gegebenes sind . Vergebens ward vom Regiernngstischc
ans hierauf aufmerksam gemacht , denn die Versammlung , aus
de» Boden der Volkssouvcränetät sich stellend , war nicht davon
abzubringen , daß sie auch berechtigt sei , das Erbfolgcrecht neu
zu bestimmen . Uns scheint dies eine Frage zu sein , die nur
von Frankfurt aus gelöst werden kann.
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Die Civil liste.

Bon den Aufgaben , welche unsre constituirende
Stände - Versammlung zu lösen hat , ist eine der
schwierigsten die Bestimmung der Civilliste . Sie ist
schwierig , nicht , weil dazu ein Reichthum finanzieller
Kenntnisse ^ nöthig ist , sondern weil sie zarter Natur
ist. Sic verlangt , daß ein gewisses Maß beobachtet
werde , denn eine Verletzung desselben nach der einen
oder nach der andern Seite hin würde Mißstimmung
erregen und zu gegenseitiger Spannung führen , die
dem Wohle des Ganzen nicht forderlich ist. Die
Stände müssen den Weg zu finden wissen , daß sie
ohne die Ehre des Staatsoberhauptes zu kränken,
ihre Pflichten gegen das Volk nicht verletzen . Fol¬
gendes mag ein Beitrag sein , um das richtige Ver¬
hältniß zu finden.

Zwei Factvren kommen in Betracht ; die Bedürf¬
nisse des fürstlichen Hauses und die Kräfte deS Lan¬
des . Der Beherrscher von England hat mehr Be¬
dürfnisse und Ausgaben als der Großherzog von
Oldenburg . Jener bezog im Jahr 1828 2 Millionen
Pfund Steil . - - 12,000,000 H als Civilliste , mit
Inbegriff der Summen für alle Prinzen ; sie war
aber im Verhältniß zu den Einnahmen gering zu
nennen . Denn sie betrug nur den 80tcn Theil oder

Procent derselben . Der Fürst unseres Landes
hat viel geringere Bedürfnisse , hat also diese Summe
nicht nöthig , die wir auch Har nicht aufvringen könn¬
ten , wenn wir auch noch einige deutsche Königreiche

zu Oldenburg schlügen . Wollte man aber die Civil¬
liste unseres Fürsten nach demselben Verhältniß zur
Einnahme bestimmen , so würde sie erbärmlich sein;
sie würde dann nur 12,000 «P betrage » . Weil näm¬
lich die Ausgaben eines kleineren Fürsten zu denen
eines größeren sich nicht in demselben Verhältniß
mindern , wie die Einnahmen der Staaten sich min¬
dern , so folgt daraus , daß je kleiner die Einkünfte
eines Landes , desto verhältnißmäßig größer die Civil-
listcn sind . Beispiele erläutern dieS Verhältniß . In
Frankreich bezog der König tt /2  Proc . der Einnahme,
in Preußen 4 Proc ., in Baiern 10 Pc ., in Sachsen
13 Pc ., in Sachsen -Meiningen 15 Proc.

Es ist wohl nicht nöthig zu bemerken , daß die
verhältnißmäßige Vermehrung oder Verminderung
der Civillisten zu den Einnahmen nicht absolut ist,
weil in jedem Lande verschiedene Gründe bestimmend
einwirken . Es kommt nämlich nicht allein auf die
Größe der Einkünfte ein , sondern auch auf die Art
derselben . Wo zahlreiche Domänen vorhanden sind,
die ursprünglich zur Bestreitung des fürstlichen Hos-
haltes dienen sollen , da wird die Civilliste ohne Be¬
lastung der Einwohner größer ausfallen können , als
wo sie ganz oder größtentheils durch directe oder in-
directe Steuern aufgebracht wird . In einigen Ländern
belastet man ferner die Civilliste mit Ausgaben , die
in andern die Staatscasse übernimmt , z. B . Apanage
der nachgeborencn Prinzen , die Unterhaltung der
Schlösser und Gärten , die Unterstützung der Theater,
Museen und anderer Kunstanstalten ; im Allgemeinen
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